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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 18/7734 

zur Änderung des Bayerischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes und weite-
rer Rechtsvorschriften 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Stefan Löw, Roland Magerl und Frak-
tion (AfD) 

Drs. 18/7982 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung 
zur Änderung des Bayerischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes und weite-
rer Rechtsvorschriften 
(Drs. 18/7734) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Manfred Ländner, Josef Zellmeier, Ale-
xander König u.a. CSU, 
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Joachim Hanisch u.a. und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/8426 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Bayerischen Si-
cherheitsüberprüfungsgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften  
(Drs. 18/7734) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  empfohlen mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durch-
geführt werden: 

1. Nach § 2 werden die folgenden §§ 3 bis 7 eingefügt: 

‚§ 3 

Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 5 Abs. 2 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 116 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „(Art. 119 Nr. 2)“ durch die An-
gabe „(Art. 118 Nr. 2)“ ersetzt. 

2. In Art. 117a Satz 1 wird die Angabe „Art. 123“ durch die Angabe „Art. 120“ 
ersetzt. 

3. Art. 119 wird Art. 118. 
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4. Art. 121 wird Art. 122 und wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift wird das Wort „, Außerkrafttreten“ angefügt. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

c) Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Art. 120a Satz 1 und 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2022, 
Art. 120a Satz 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2032 außer Kraft.“ 

5. Der bisherige Art. 122 wird Art. 119. 

6. Die Überschrift des Fünften Teils wird dem Art. 119 vorangestellt. 

7. Art. 123 wird Art. 120. 

8. Nach Art. 120 wird folgender Art. 120a eingefügt: 

„Art. 120a 
Gemeindewirtschaftliche Erleichterungen anlässlich der Corona-Pandemie 

1Das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen und für Heimat 
und dem Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 
durch Rechtsverordnungen für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 Abweichun-
gen von den gemeindewirtschaftlichen Bestimmungen des dritten Teils sowie 
der auf Grund des Art. 120 erlassenen Rechtsverordnungen zuzulassen, ins-
besondere bezüglich 

1. vorübergehender Abweichungen von einer sichergestellten dauernden 
Leistungsfähigkeit (Art. 61 Abs. 1 Satz 2), 

2. der Bekanntmachung einer nicht genehmigungspflichtigen Haushalts-
satzung oder Nachtragshaushaltssatzung (Art. 65 Abs. 3, Art. 68 Abs. 1 
Satz 2), 

3. der Genehmigungspflicht für Verpflichtungsermächtigungen (Art. 67 
Abs. 4), 

4. der unverzüglichen Pflicht zum Erlass einer Nachtragshaushaltssatzung 
(Art. 68 Abs. 2), 

5. des grundsätzlichen Nachrangs der Aufnahme von Krediten (Art. 71 
Abs. 1, Art. 62 Abs. 3), 

6. der Beschränkung des Zwecks der Aufnahme von Krediten auf Investiti-
onen, auf Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Umschuldung 
(Art. 71 Abs. 1), 

7. der rechtsaufsichtlichen Genehmigung des Gesamtbetrags vorgesehe-
ner Kreditaufnahmen und des hieran anzulegenden Maßstabs (Art. 71 
Abs. 2), 

8. der Geltungsdauer von Kreditermächtigungen (Art. 71 Abs. 3), 

9. des Nachrangs der Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 73 Abs. 1), 

10. des Höchstbetrags für die Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 73 Abs. 
2) und 

11. der Erstellung eines konsolidierten Jahresabschlusses (Art. 102 Abs. 2, 
Abs. 3 Satz 2, Art. 102a). 

2Die aufgrund von Satz 1 erlassenen Rechtsverordnungen treten 
spätestens am 31. Dezember 2022 außer Kraft. 3Die in den Haushaltsjah-
ren 2020 und 2021 angelegten und betätigten Abweichungen von gemein-
dewirtschaftlichen Bestimmungen dürfen sich auf nachfolgende Haushalts-
jahre auswirken, längstens jedoch auf das Haushaltsjahr 2032.“ 

9. Art. 124 wird Art. 121. 



Drucksache 18/8898 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 3 

 

§ 4 
Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 5 Abs. 
3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 102 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „(Art. 105 Nr. 2)“ durch die An-
gabe „(Art. 104 Nr. 2)“ ersetzt. 

3. In Art. 103a Satz 1 wird die Angabe „Art. 109“ durch die Angabe „Art. 106“ 
ersetzt. 

4. Art. 105 wird Art. 104. 

5. Art. 107 wird Art. 105. 

6. Die Überschrift des Fünften Teils wird dem Art. 105 vorangestellt. 

7. Art. 108 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift wird das Wort „, Außerkrafttreten“ angefügt. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

c) Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Art. 106a Satz 1 und 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2022, Art. 106a Satz 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2032 außer 
Kraft.“ 

8. Art. 109 wird Art. 106. 

9. Nach Art. 106 wird folgender Art. 106a eingefügt: 

„Art. 106a 
Landkreiswirtschaftliche Erleichterungen anlässlich der Corona-Pandemie 

1Das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen und für 
Heimat und dem Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie durch Rechtsverordnungen für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 Ab-
weichungen von den landkreiswirtschaftlichen Bestimmungen des dritten Teils 
sowie der auf Grund des Art. 106 erlassenen Rechtsverordnungen zuzulas-
sen, insbesondere bezüglich 

1. vorübergehender Abweichungen von einer sichergestellten dauernden 
Leistungsfähigkeit (Art. 55 Abs. 1 Satz 2), 

2. der Bekanntmachung einer nicht genehmigungspflichtigen Haushaltssat-
zung oder Nachtragshaushaltssatzung (Art. 59 Abs. 3, Art. 62 Abs. 1 Satz 2), 

3. der Genehmigungspflicht für Verpflichtungsermächtigungen (Art. 61 Abs. 
4), 

4. der unverzüglichen Pflicht zum Erlass einer Nachtragshaushaltssatzung 
(Art. 62 Abs. 2), 

5. des grundsätzlichen Nachrangs der Aufnahme von Krediten (Art. 65 Abs. 
1, Art. 56 Abs. 3), 

6. der Beschränkung des Zwecks der Aufnahme von Krediten auf Investitio-
nen, auf Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Umschuldung (Art. 65 
Abs. 1), 

7. der rechtsaufsichtlichen Genehmigung des Gesamtbetrags vorgesehener 
Kreditaufnahmen und des hieran anzulegenden Maßstabs (Art. 65 Abs. 2), 

8. der Geltungsdauer von Kreditermächtigungen (Art. 65 Abs. 3), 

9. des Nachrangs der Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 67 Abs. 1), 

10. des Höchstbetrags für die Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 67 Abs. 2) 
und 
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11. der Erstellung eines konsolidierten Jahresabschlusses (Art. 88 Abs. 2, Abs. 
3 Satz 2, Art. 88a). 

2Die aufgrund von Satz 1 erlassenen Rechtsverordnungen treten spätes-
tens am 31. Dezember 2022 außer Kraft. 3Die in den Haushaltsjahren 2020 
und 2021 angelegten und betätigten Abweichungen von landkreiswirtschaftli-
chen Bestimmungen dürfen sich auf nachfolgende Haushaltsjahre auswirken, 
längstens jedoch auf das Haushaltsjahr 2032.“ 

10. Art. 110 wird Art. 107. 

§ 5 
Änderung der Bezirksordnung 

Die Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 5 Abs. 
4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) und durch § 3 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 747) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 99a Satz 1 wird die Angabe „Art. 103“ durch die Angabe „Art. 101“ 
ersetzt. 

3. Art. 102 wird Art. 103 und wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift wird das Wort „, Außerkrafttreten“ angefügt. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

c) Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Art. 101a Satz 1 und 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2022, 
Art. 101a Satz 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2032 außer Kraft.“ 

4. Der bisherige Art. 103 wird Art. 101. 

5. Nach Art. 101 wird folgender Art. 101a eingefügt: 

„Art. 101a 
Bezirkswirtschaftliche Erleichterungen anlässlich der Corona-Pandemie 

1Das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen und für 
Heimat und dem Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie durch Rechtsverordnungen für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 Ab-
weichungen von den bezirkswirtschaftlichen Bestimmungen des dritten Teils 
sowie der auf Grund des Art. 101 erlassenen Rechtsverordnungen zuzulas-
sen, insbesondere bezüglich 

1. vorübergehender Abweichungen von einer sichergestellten dauernden 
Leistungsfähigkeit (Art. 53 Abs. 1 Satz 2), 

2. der Bekanntmachung einer nicht genehmigungspflichtigen Haushaltssat-
zung oder Nachtragshaushaltssatzung (Art. 57 Abs. 3, Art. 60 Abs. 1 Satz 
2), 

3. der Genehmigungspflicht für Verpflichtungsermächtigungen (Art. 59 Abs. 
4), 

4. der unverzüglichen Pflicht zum Erlass einer Nachtragshaushaltssatzung 
(Art. 60 Abs. 2), 

5. des grundsätzlichen Nachrangs der Aufnahme von Krediten (Art. 63 Abs. 
1, Art. 54 Abs. 3), 

6. der Beschränkung des Zwecks der Aufnahme von Krediten auf Investitio-
nen, auf Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Umschuldung (Art. 63 
Abs. 1), 

7. der rechtsaufsichtlichen Genehmigung des Gesamtbetrags vorgesehener 
Kreditaufnahmen und des hieran anzulegenden Maßstabs (Art. 63 Abs. 2), 

8. der Geltungsdauer von Kreditermächtigungen (Art. 63 Abs. 3), 
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9. des Nachrangs der Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 65 Abs. 1), 

10. des Höchstbetrags für die Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 65 Abs. 2) 
und 

11. der Erstellung eines konsolidierten Jahresabschlusses (Art. 84 Abs. 2, Abs. 
3 Satz 2, Art. 84a). 

2Die aufgrund von Satz 1 erlassenen Rechtsverordnungen treten spätestens 
am 31. Dezember 2022 außer Kraft. 3Die in den Haushaltsjahren 2020 und 
2021 angelegten und betätigten Abweichungen von bezirkswirtschaftlichen 
Bestimmungen dürfen sich auf nachfolgende Haushaltsjahre auswirken, 
längstens jedoch auf das Haushaltsjahr 2032.“ 

6. Art. 104 wird Art. 102. 

§ 6 
Änderung des Prüfungsverbandsgesetzes 

In Art. 3 Abs. 3 Satz 3 des Prüfungsverbandsgesetzeses (PrVbG) in der 
in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2023-5-I) veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das zuletzt durch § 5 Abs. 6 des Gesetzes vom 23. Dezem-
ber 2019 (GVBl. S. 737) geändert worden ist, wird die Angabe „Art. 122“ durch 
die Angabe „Art. 119“ ersetzt. 

§ 7 
Änderung des Verwaltungsschulgesetzes 

Das Bayerische Verwaltungsschulgesetz (BayVwSG) vom 9. Juni 1998 
(GVBl. S. 290, BayRS 2038-1-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 97 der Verord-
nung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 10 Abs. 1 wird die Angabe „Art. 123“ durch die Angabe „Art. 120“ 
ersetzt.‘ 

2. Der bisherige § 3 wird § 8. 

3. Der bisherige § 4 wird § 9 und wie folgt gefasst: 

„§ 9 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

1Dieses Gesetz tritt am …………………. in Kraft. 2Abweichend hiervon 
treten die §§ 3 bis 7 am …………………. in Kraft.“ 

 

Berichterstatter zu 1, 3: Norbert Dünkel 
Berichterstatter zu 2: Stefan Löw 
Mitberichterstatterin zu 1: Katharina Schulze  (1. Beratung) 
Mitberichterstatter zu 1: Johannes Becher  (2. Beratung) 
Mitberichterstatter zu 2: Norbert Dünkel 
Mitberichterstatter zu 3: Johannes Becher  

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport federführend zugewiesen. Der Ausschuss hat eine 1. und 
2. Beratung durchgeführt. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes 
und der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen haben den Gesetz-
entwurf mitberaten. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration hat den Gesetzentwurf endberaten. 
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2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 18/7982 in seiner 22. Sitzung am 27. Mai 2020 in einer 1. Beratung 
behandelt. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  Zustim-
mung empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/7982 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Gesetzentwurf 
und den Änderungsantrag Drs. 18/7982 in seiner 25. Sitzung am 23. Juni 
2020 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: 1 Zustimmung, 1 Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/7982 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
und die Änderungsanträge Drs. 18/7982 und Drs. 18/8426 in seiner 66. Sit-
zung am 24. Juni 2020 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  mit folgenden Änderungen empfohlen: 
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1. Nach § 2 werden die folgenden §§ 3 bis 7 eingefügt: 

„§ 3 

Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch 
§ 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 116 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „(Art. 119 Nr. 2)“ durch die 
Angabe „(Art. 118 Nr. 2)“ ersetzt. 

2. In Art. 117a Satz 1 wird die Angabe „Art. 123“ durch die Angabe „Art. 
120“ ersetzt. 

3. Art. 119 wird Art. 118. 

4. Art. 121 wird Art. 122 und wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

b) Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Art. 120a Satz 1 und 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2022, Art. 120a Satz 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2032 au-
ßer Kraft.“ 

5. Der bisherige Art. 122 wird Art. 119. 

6. Die Überschrift des Fünften Teils wird dem Art. 119 vorangestellt. 

7. Art. 123 wird Art. 120. 

8. Nach Art. 120 wird folgender Art. 120a eingefügt: 

„Art. 120a 
Gemeindewirtschaftliche Erleichterungen anlässlich der Corona-Pan-

demie 

1Das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat und dem Staatsministerium für Wirtschaft, Landesent-
wicklung und Energie durch Rechtsverordnungen für die Haushalts-
jahre 2020 und 2021 Abweichungen von den gemeindewirtschaftli-
chen Bestimmungen des dritten Teils sowie der auf Grund des Art. 
120 erlassenen Rechtsverordnungen zuzulassen, insbesondere be-
züglich 

1. vorübergehender Abweichungen von einer sichergestellten dau-
ernden Leistungsfähigkeit (Art. 61 Abs. 1 Satz 2), 

2. der Bekanntmachung einer nicht genehmigungspflichtigen Haus-
haltssatzung oder Nachtragshaushaltssatzung (Art. 65 Abs. 3, 
Art. 68 Abs. 1 Satz 2), 

3. der Genehmigungspflicht für Verpflichtungsermächtigungen 
(Art. 67 Abs. 4), 

4. der unverzüglichen Pflicht zum Erlass einer Nachtragshaushalts-
satzung (Art. 68 Abs. 2), 

5. des grundsätzlichen Nachrangs der Aufnahme von Krediten 
(Art. 71 Abs. 1, Art. 62 Abs. 3), 

6. der Beschränkung des Zwecks der Aufnahme von Krediten auf In-
vestitionen, auf Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Um-
schuldung (Art. 71 Abs. 1), 

7. der rechtsaufsichtlichen Genehmigung des Gesamtbetrags vorge-
sehener Kreditaufnahmen und des hieran anzulegenden Maß-
stabs (Art. 71 Abs. 2), 

8. der Geltungsdauer von Kreditermächtigungen (Art. 71 Abs. 3), 
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9. des Nachrangs der Aufnahme von Kassenkrediten 
(Art. 73 Abs. 1), 

10. des Höchstbetrags für die Aufnahme von Kassenkrediten 
(Art. 73 Abs. 2) und 

11. der Erstellung eines konsolidierten Jahresabschlusses (Art. 102 
Abs. 2 Halbsatz 2, Abs. 3 Satz 2, Art. 102a). 

2Die aufgrund von Satz 1 erlassenen Rechtsverordnungen treten 
spätestens am 31. Dezember 2022 außer Kraft. 3Die in den Haus-
haltsjahren 2020 und 2021 angelegten und betätigten Abweichungen 
von gemeindewirtschaftlichen Bestimmungen dürfen sich auf nachfol-
gende Haushaltsjahre auswirken, längstens jedoch auf das Haushalts-
jahr 2032.“ 

9. Art. 124 wird Art. 121. 

§ 4 
Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch 
§ 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 102 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „(Art. 105 Nr. 2)“ durch die 
Angabe „(Art. 104 Nr. 2)“ ersetzt. 

3. In Art. 103a Satz 1 wird die Angabe „Art. 109“ durch die Angabe „Art. 
106“ ersetzt. 

4. Art. 105 wird Art. 104. 

5. Art. 107 wird Art. 105. 

6. Die Überschrift des Fünften Teils wird dem Art. 105 vorangestellt. 

7. Art. 108 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

b) Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Art. 106a Satz 1 und 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2022, Art. 106a Satz 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2032 au-
ßer Kraft.“ 

8. Art. 109 wird Art. 106. 

9. Nach Art. 106 wird folgender Art. 106a eingefügt: 

„Art. 106a 
Landkreiswirtschaftliche Erleichterungen anlässlich der Corona-Pan-

demie 

1Das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat und dem Staatsministerium für Wirtschaft, Landesent-
wicklung und Energie durch Rechtsverordnungen für die Haushalts-
jahre 2020 und 2021 Abweichungen von den landkreiswirtschaftlichen 
Bestimmungen des dritten Teils sowie der auf Grund des Art. 106 er-
lassenen Rechtsverordnungen zuzulassen, insbesondere bezüglich 

1. vorübergehender Abweichungen von einer sichergestellten dau-
ernden Leistungsfähigkeit (Art. 55 Abs. 1 Satz 2), 

2. der Bekanntmachung einer nicht genehmigungspflichtigen Haus-
haltssatzung oder Nachtragshaushaltssatzung (Art. 59 Abs. 3, Art. 
62 Abs. 1 Satz 2), 

3. der Genehmigungspflicht für Verpflichtungsermächtigungen (Art. 
61 Abs. 4), 
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4. der unverzüglichen Pflicht zum Erlass einer Nachtragshaushalts-
satzung (Art. 62 Abs. 2), 

5. des grundsätzlichen Nachrangs der Aufnahme von Krediten (Art. 
65 Abs. 1, Art. 56 Abs. 3), 

6. der Beschränkung des Zwecks der Aufnahme von Krediten auf In-
vestitionen, auf Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Um-
schuldung (Art. 65 Abs. 1), 

7. der rechtsaufsichtlichen Genehmigung des Gesamtbetrags vorge-
sehener Kreditaufnahmen und des hieran anzulegenden Maß-
stabs (Art. 65 Abs. 2), 

8. der Geltungsdauer von Kreditermächtigungen (Art. 65 Abs. 3), 

9. des Nachrangs der Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 67 Abs. 
1), 

10. des Höchstbetrags für die Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 67 
Abs. 2) und 

11. der Erstellung eines konsolidierten Jahresabschlusses (Art. 88 
Abs. 2 Halbsatz 2, Abs. 3 Satz 2, Art. 88a). 

2Die aufgrund von Satz 1 erlassenen Rechtsverordnungen treten 
spätestens am 31. Dezember 2022 außer Kraft.3Die in den Haushalts-
jahren 2020 und 2021 angelegten und betätigten Abweichungen von 
landkreiswirtschaftlichen Bestimmungen dürfen sich auf nachfolgende 
Haushaltsjahre auswirken, längstens jedoch auf das Haushaltsjahr 
2032.“ 

10. Art. 110 wird Art. 107. 

§ 5 
Änderung der Bezirksordnung 

Die Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 5 
Abs. 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) und durch § 
3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 747) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 99a Satz 1 wird die Angabe „Art. 103“ durch die Angabe „Art. 
101“ ersetzt. 

3. Art. 102 wird Art. 103 und wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

b) Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Art. 101a Satz 1 und 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2022, Art. 101a Satz 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2032 au-
ßer Kraft.“ 

4. Der bisherige Art. 103 wird Art. 101. 

5. Nach Art. 101 wird folgender Art. 101a eingefügt: 

Art. 101a 
Bezirkswirtschaftliche Erleichterungen anlässlich der Corona-Pandemie 

1Das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat und dem Staatsministerium für Wirtschaft, Landesent-
wicklung und Energie durch Rechtsverordnungen für die Haushaltsjahre 
2020 und 2021 Abweichungen von den bezirkswirtschaftlichen Bestim-
mungen des dritten Teils sowie der auf Grund des Art. 101 erlassenen 
Rechtsverordnungen zuzulassen, insbesondere bezüglich 
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1. vorübergehender Abweichungen von einer sichergestellten dauern-
den Leistungsfähigkeit (Art. 53 Abs. 1 Satz 2), 

2. der Bekanntmachung einer nicht genehmigungspflichtigen Haus-
haltssatzung oder Nachtragshaushaltssatzung 
(Art. 57 Abs. 3, Art. 60 Abs. 1 Satz 2), 

3. der Genehmigungspflicht für Verpflichtungsermächtigungen 
(Art. 59 Abs. 4), 

4. der unverzüglichen Pflicht zum Erlass einer Nachtragshaushaltssat-
zung (Art. 60 Abs. 2), 

5. des grundsätzlichen Nachrangs der Aufnahme von Krediten 
(Art. 63 Abs. 1, Art. 54 Abs. 3), 

6. der Beschränkung des Zwecks der Aufnahme von Krediten auf In-
vestitionen, auf Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Um-
schuldung (Art. 63 Abs. 1), 

7. der rechtsaufsichtlichen Genehmigung des Gesamtbetrags vorge-
sehener Kreditaufnahmen und des hieran anzulegenden Maßstabs 
(Art. 63 Abs. 2), 

8. der Geltungsdauer von Kreditermächtigungen (Art. 63 Abs. 3), 

9. des Nachrangs der Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 65 Abs. 1), 

10. des Höchstbetrags für die Aufnahme von Kassenkrediten (Art. 65 
Abs 2) und 

11. der Erstellung eines konsolidierten Jahresabschlusses (Art. 84 Abs. 
2 Halbsatz 2, Abs. 3 Satz 2, Art. 84a). 

2Die aufgrund von Satz 1 erlassenen Rechtsverordnungen treten spä-
testens am 31. Dezember 2022 außer Kraft. 3Die in den Haushaltsjah-
ren 2020 und 2021 angelegten und betätigten Abweichungen von be-
zirkswirtschaftlichen Bestimmungen dürfen sich auf nachfolgende 
Haushaltsjahre auswirken, längstens jedoch auf das Haushaltsjahr 
2032.“ 

6. Art. 104 wird Art. 102. 

§ 6 
Änderung des Prüfungsverbandsgesetzes 

In Art. 3 Abs. 3 Satz 3 des Prüfungsverbandsgesetzeses (PrVbG) in 
der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2023-5-I) veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 5 Abs. 6 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) geändert worden ist, wird die 
Angabe „Art. 122“ durch die Angabe „Art. 119“ ersetzt. 

§ 7 
Änderung des Verwaltungsschulgesetzes 

Das Bayerische Verwaltungsschulgesetz (BayVwSG) vom 9. Juni 
1998 (GVBl. S. 290, BayRS 2038-1-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 97 
der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 10 Abs. 1 wird die Angabe „Art. 123“ durch die Angabe „Art. 
120“ ersetzt.“ 

2. Der bisherige § 3 wird § 8. 

3. Der bisherige § 4 wird § 9 und wie folgt gefasst: 

„§ 9 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

1Dieses Gesetz tritt am …………………. in Kraft. 2Abweichend hier-
von treten die §§ 3 bis 7 am …………………. in Kraft.“ 
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Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/8426 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
  CSU: Zustimmung 
  B90/GRÜ: Zustimmung 
FREIE WÄHLER : Zustimmung 
  AfD: Enthaltung 
  SPD: Zustimmung 
  FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des 
Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen seine Erledigung gefun-
den. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/7982 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
  CSU: Ablehnung 
  B90/GRÜ: Ablehnung 
FREIE WÄHLER:  Ablehnung 
  AfD: Zustimmung 
  SPD: Ablehnung 
  FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

5. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungs-
antrag Drs. 18/8426 in seiner 24. Sitzung am 1. Juli 2020 in einer 2. Bera-
tung  behandelt. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss unter Berücksichtigung 
der Stellungnahme des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 
mit folgendem Stimmergebnis:  
  CSU: Zustimmung 
  B90/GRÜ: Zustimmung 
FREIE WÄHLER: Zustimmung 
  AfD: Zustimmung 
  SPD: Zustimmung 
  FDP: Ablehnung 
zu der in I. enthaltenen Fassung Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/8426 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
  CSU: Zustimmung 
  B90/GRÜ: Zustimmung 
FREIE WÄHLER: Zustimmung 
  AfD: Enthaltung 
  SPD: Zustimmung 
  FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 

6. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
hat den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 18/7982 und Drs. 
18/8426 in seiner 36. Sitzung am 2. Juli 2020 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss e i n s t im m i g  der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses in der Fassung der 
Zweitberatung zugestimmt, mit der Maßgabe, dass   
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1. in § 1 Nr. 40 Art. 40 wie folgt gefasst wird: 

„Art. 40 
Übergangsregelung 

Bei Sicherheitsüberprüfungsverfahren von betroffenen Personen, die 
seit dem 01.09.2010 mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut 
wurden und für die in den zehn Jahren vor dem 01.09.2020 keine Wie-
derholungsüberprüfung durchgeführt wurde, gilt bis zum 01.09.2025 
Art. 22 Abs. 2 Satz 1 mit der Maßgabe, dass die Wiederholungsüber-
prüfung an die Stelle der nächsten regulären Aktualisierung tritt.“ 

2. in dem neuen § 9 Satz 1 als Datum des Inkrafttretens der „01.09.2020“ 
und in dem neuen § 9 Satz 2 als Datum des Inkrafttretens der 
„01.08.2020“ eingefügt wird. 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/8426 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  

 
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/7982 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Martin Runge 
Vorsitzender 


